
Der französische Episkopat hat sich kürzlich untfier Be-Ferdinand
tonung der Verpflichtung der Christen ZU kolle  ıvenKlostermann gesellschaftlichen Kngagement un einer authentischen
Beziehung zwischen ihrem Glauben un! ihrer politisch-Kırche und;_Politik gesellschaftlichen Aktivıtät einem, WeNnNn auch ‚ UMN-
bequemen‘‘ politischen Pluralismus der Christen bekannt
un selbst den Verbänden der Katholischen Aktion eine
rößere Autonomie Qaut dem politischen Sektor zugestan-
den; tat 1eSs selbst angesichts der „Linkslastigkeit‘
ein1ger erbande des französischen Katholizismus. „„D1ie
die Verbände) Liun dies autf ihre eigene Verantwortung
und sprechen oder agıeren DE für den betreffenden Ver-
band So bewahren die Bischöfe und auch die geistlichen
Führer der erbande Freiheit“ Demgegenüber schel-
nen sich 1ın deutschen Landen andere Trends emerkbar

machen
In dieser Situation scheint eine grundsätzl!: Besinnung
ZU Verhältnis VOoON Kirche und Poli:tik notwendig. Dazu
wollen die folgenden T’hesen beltragen.

Die christlichen Kirchen muUussen be1l der Verkündigung
der OTS Jesu auch deren gesellschaftliche un DC-
sellschaftskritische, also politische Implikationen eto-
Nen. Die irchlichen Autoritäten en darum Recht un!
PiNCcht, bel gegebenem nla auti die gesellschaftspoli-
tischen Konsequenzen dieser O{IS auch 1ın aller Öf-
fentli  eıit hinzuweilsen; das Gewilissen der Christen
wachzurufen, und einer Politik AaUuSs dem Glauben
ermutigen; Andersdenkenden die Gründe darzulegen,
derentwegen s1e ihre Überzeugung fÜür richtig halten;
edenken anzumelden, aut eianren aufmerksam
machen, mahnen un! Warnen un: el auch die
anderen Gruppen VO  5 Staatsbürgern ZUTLC Verfügung
tehenden un! üblichen Mittel der Information, der
öffentli  en Meinungsbildung un!: Werbung f{ür iNre
Überzeugung 1ın Anspruch Zzu nehmen. Insoiferne en
die christlichen Kirchen auch einen Weltauftrag und leh-
Ne  } m1T echt ein bloßes Sakristeichristentum ab Die
Yıstien aber sind auch als solche einem onkreten
politischen Handeln AUuS ihrem Glauben heraus VeL_r«-
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Die christlichen Kirchen können 11LUFLC annn glaubwür-
dig eın OÖifientli  es Gewissen seın un:! unfier Umständen

einNne vermittelnde, die Gegensätze ausgleichende
Funktion 1n der esells  aft ausüben, WEeNnnNn un ange
S1e selbst VON en polıtischen Parteien unabhängig blei-
ben un! icht Von vornherein 1ın den Verdacht geraten,
ihre Stellungnahmen selen weniger VO  5 der OTfs!
esu als VON einer parteipolitischen Vorents  eidung oder
VON eigenem Machtstreben bestimmt; eine Identifikation
der Kirche mM1 einer politischen Partei verbieten bri-
SCNS mels schon die verschiedenen politischen Interessen
un!: Kınstellungen der Katholiken Die iırchlichen Auto-
rıtäten mussen außerdem bei usübung ihres Weltauzfti-
Lrages edenken, daß der Staat icht DU aus Christen
un: Aaus nach den An{iforderungen ihres aubens eDen-
den Christen besteht, daß n1ıemand 1in seliner Gewissens-
un! Meinungsfreiheit beeinträchtigt werden dari un S1e
arum miıt Argumenten arbeiten un Z Abwägen der
Gründe un!: Gegengründe einladen mussen.

Die irchlichen Autoritäten werden sich hüten mussen,
1mM Namen des Kvangeliums oder auch mıiıt erufung aut
die notwendige 1r Gesinnung, Qaut Loyalität und
Solidarıtät, Au{iffassungen verp{fli  en, denen DC-
genüber Christen völlig Jegitim verschiedener Meinung
se1in können. Das wIıird 1n gesellschaftlichen un: politi-
schen Fragen auch eiwa des konkreten Straigesetzes
icht selten der Fall se1n, VOT em WeNnn icht ‚ 6U UD

Grundsatzfragen, sondern auch konkrete Maß-
nahmen un! Lösungen geht, ber deren Nützlı:  eit un
Zweckmäßigkeit selbst eute ofit verschiedener Meı1-
Nnung S1nd. Hier IMU. jeder Gruppe, auch VOMN Christen,
unbenommen bleiben, en ihre Auffassung verire-
ten un: daifiür werben, reilich ohne ‚dabei die Autor1-
tat der Kirche ausschließlich IUr sich un: die eıgene Me1-
Nnung iın AÄnspruch nehmen:‘‘

Kein verantwortungsbewußter Christ und Staatsbur-
ger ann eiInNne neuerliche weltanschauliche Radikalisie-
rung der politischen Parteien un: kulturkampfähnliche
Zustände wolien, W1e WI1Tr S1Ee 1ın der Zwischenkriegszeit
erlebt haben Darum ann INa  - auch eltanschauungs-
parteıen 1M alten 1nnn vernuünftigerweise iıcht WwUun-
schen, ın denen die profanen parteipolitischen Ziele
CNg mi1t einem weltans  aulichen bzw religiösen Ooder
nichtreligiösen Bekenntnis verbunden sind, daß 111a  -

jene ohne dieses S wählen annn Das MU. nämlich
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auf Dauer unerträglichen Konflikten un! Miıßver-
ständnissen führen, weıl, WI1Ie bel den alten Weltan-
schauungsparteien, Menschen entweder aut TUN! ihrer
eltanschauung einNne Partei ihre wirtscha  en
un sozlalen Interessen wählen enötig werden oder,
Wenn S1e die Partei wählen, die ihre wirtschafitli:  en un
sozlalen Interessen vertritt, ın on miıt ihrer Welt-
anschauung kommen un ihrer eligion entiremdet WeTr-
den

Es Wware wünschenswert, Wenn sich mögli: viele
Parteien 1n einem Lande gewl1ssen Grundwerten WI1e€e
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidaritä bekännten, reilich
vielleicht AaUuSs sehr verschiedener christlich-humanisti-
scher, sozlalistisch-humanistischer, liberal-humanisti-
scher oder auch gemischter Motivation heraus, un WenNnn

Christen 1ın en diesen Parteien Raum fänden, die
Impulse ihres aubens einzubringen, ohne Gewlssens-
ne!  ung ihre Au{ffassungen verftreten, frei mit Ar-
gumenten QT1IUr werben un:! wichtigen christlichen,
VOL allem ethischen Grundsätzen Kingang 1n das poli-
tische Leben ermöglichen, relilich auch ohne Anders-
enkende 1n ihrem Gewissen unfier ruck seizen wol-
len Von er wWware eine mögli| gestreute Mitarbeit
VOonN Christen iın verschledenen Parteien NUr be-
grüßen Dabei werden reilich TOLZ der Einigkeit 1n g-.
wıssen Grund{fragen 1n den konkreten Konsequenzen
ıcht weniıge Unters  iede bleiben

„Aquidistanz‘ der iırche als solcher egenüber den
politischen Parteien ann ohl Ur ın dem 1nnn richtig
verstanden werden, daß die Kirche zunächst jeder emo-
ratischen Partei das gleiche Vertrauen entgegenbringt
daß annn aber eiz vVon den einzelnen Parteien
selbst bhängt, Ww1e sS1e iın einer konkreten Frage den
irchlichen Vorstellungen, bzw. den Vorstellungen der
einzelnen Christen oder auch christlicher Gruppen ent-
sprechen. 1nNe politische Äquidistanz der Kirche N-
ber allen Parteien 1n en Fragen annn nıcht geben
Es ann aber sehr ohl der Fall se1n, daß die Kiıirche 1n
manchen sozlalen Fragen einer sozlalistischen Partei
näher steht als elner bürgerli  Nn, wWenn auch vielleicht
selbst miıt christlichem Vorzeichen, 1n anderen Fragen
einer liberalen oder mehr bürgerlı  en Parteil. SO wird
das Verhältnis der Kirche den politischen Parteien
variıabel und Jje ach ema verschleden CNg oder distan-
zier seın
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amı äng auch die ra der Wä  arkeit einer
Partel durch Katholiken ]a Im allgemeinen Welr -

den 1n unNnseren Verhältnissen Katholiken alle politischen
arteıen wählen können, die sich ıcht als Gegenkirche
oder Religionsersatz verstehen, auch Wenn S1e ın einzel-
N  3 Punkten eine Politik verifolgen, die mıi1t der ristli-
chen Überzeugung iıcht übereinstimmt oder übereinzu-
stiımmen scheint Der TUN: aTlr 1e. arın, daß die
Kirche ohl „die rundsaätze des natürlichen und
christlichen sittlichen Gesetzes verkünden MU. denen
der christliche Politiker un Staatsmann el seinem pOoLL-
tischen Handeln icht zuwı1der handeln darti. ber
Grundsätze für politisches Handeln ın dem Sinn, daß
daraus abzuleıiıten wäre, WI1e politisch-konkre handeln
ist, gibt iıcht. Grundsätze können War estimmte

aus einemHandlungsweisen limine ausschließen;
Grundsatz allein aber 1äßt sich n]ıemals eine OoOnNnkreie
WFolgerung, also auch eın politisches Handeln, das immer
konkret ist, ableiten . Die Kirche ann autorıtatıv Tfest-
stellen, daß eine andlung oder eine andlungsweise
oder eın Trogrammsatz eiıner politischen Parteli ıttlich
verwertilich ist oder mıiıt Wahrheiten des katholischen
aubens oder des Sittengesetzes unvereinbar 1st; das
Gesamturteil aber ber eine Parte1l schließt viele kon-
krete politische ertungen e1n, daß die irche LUr noch
in extIrem gelagerten Einzelfällen eın solches Urteil mi1t
Sicherheit abzugeben imstande iste“

Von „POolitischem Katholizismus‘‘ sollte 1a  j besser
icht mehr reden; der Ausdruck ist elaste un! dar-

mißverständlich.
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